
 

Öffentliche Bekanntmachung  

Aufgrund § 4 Gemeindeordnung (GemO) in Verbindung mit § 8 und § 14 des Gesetzes über 
die Ladenöffnung in Baden-Württemberg (LadÖG) vom 14.02.2007 (zuletzt geändert am 
28.11.2017) hat der Gemeinderat am 26.02.2024 die folgende  

 

Satzung über verkaufsoffene Sonntage  

erlassen:  

 

§ 1 Offenhaltung von Verkaufsstellen an Sonntagen  

(1) Jährlich im April dürfen Verkaufsstellen anlässlich des "Mobilitätstags" in der Zeit von 13 
Uhr bis 18 Uhr offenhalten. Ausgenommen sind Ostersonntag, Palmsonntag und Weißer 
Sonntag. Der Sonntag, an dem der Mobilitätstag und damit der verkaufsoffene Sonntag 
stattfinden soll, wird unter Beachtung vorgenannter Regelungen jährlich durch die Stadt 
Ravensburg festgelegt. 

(2) Jährlich im November dürfen Verkaufsstellen anlässlich des "Martinimarkts" in der Zeit 
von 13 Uhr bis 18 Uhr offenhalten. Ausgenommen ist der Volkstrauertag. In der Anlage zur 
Satzung über die Regelung der Märkte der Stadt Ravensburg (Marktordnung) ist geregelt, an 
welchem Wochenende der Martinimarkt jährlich stattfindet. 

§ 2 Inkrafttreten  

Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Zum gleichen 
Zeitpunkt tritt die Satzung zum Offenhalten der Einzelhandelsgeschäfte am ersten Sonntag 
im Oktober von 13 Uhr bis 18 Uhr ("verkaufsoffener Sonntag") vom 16.07.2012, zuletzt 
geändert am 27.02.2023, mit allen Änderungen außer Kraft. 

Hinweis:  
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und 
Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 der GemO 
unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung bei der Stadt Ravensburg geltend gemacht worden ist. Wer die Jahresfrist 
verstreichen lässt, ohne tätig zu werden, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch 
später geltend machen, wenn  
• die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung verletzt worden sind oder  
• der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat oder  
• vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 
eine dritte Person die Verletzung gerügt hat. 
 

Ravensburg, 27.02.2024 

Dr. Rapp 

Oberbürgermeister 
Tag der Bereitstellung: 29.04.2024 
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